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In dem Insolvenzantragsverfahren 
 
über das Vermögen der 
 
DEGAG Deutsche Grundbesitz Holding AG, Schillerstraße 6, 31785 Hameln (AG 
Hamburg, HRB 184092),  
vertreten durch:  
Bernd Klein, Schillerstraße 6, 31785 Hameln, (Geschäftsführer),  
                                                                                                    - Antragstellerin - 
 
Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Dr. York Zieren, ABC-Straße 15, 20354 Hamburg,  
 
 
wird gemäß §§ 21, 22 InsO zur Sicherung der Masse und zum Schutz der Gläubiger 
gegen die Antragstellerin am 10.02.2025 um 11:16 Uhr angeordnet: 
 
1. Gemäß § 21 Abs. 2 S. 1 Nrn. 1, 2 Alt. 1 InsO wird die vorläufige Verwaltung des 

Vermögens der Antragstellerin angeordnet. 
 
Zum vorläufigen Insolvenzverwalter wird bestellt: 
 
Rechtsanwalt Dr. Rainer Eckert, Robert-Enke-Straße 1, 30169 Hannover, Tel.: 
0511/6262870, Fax: 0511/62628710, E-Mail: eckert-hannover@rae-eckert.de, 
Internet: www.rae-eckert.de. 
 

2. Gemäß § 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 Alt. 1 InsO wird der Antragstellerin ein allgemeines 
Verfügungsverbot auferlegt. Die Verfügungsbefugnis über das Vermögen geht auf 
den vorläufigen Insolvenzverwalter über. 

 



Der Antragstellerin wird untersagt, Gegenstände ihres Vermögens zu veräußern 
und zu belasten, Ansprüche abzutreten sowie Forderungen einzuziehen. 
 
Der vorläufige Insolvenzverwalter wird ermächtigt, Bankguthaben und sonstige 
Forderungen der Antragstellerin einzuziehen sowie eingehende Gelder 
entgegenzunehmen und auf ein einzurichtendes Verfahrenskonto einzuzahlen. 

 
3. Maßnahmen der Zwangsvollstreckung werden gem. § 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 lnsO 

untersagt, bereits eingeleitete Maßnahmen werden einstweilen eingestellt - soweit 
nicht unbewegliche Gegenstände betroffen sind. 

 
4. Den Schuldnern der Antragstellerin wird untersagt, an diese zu zahlen. 
 
5. Der vorläufige Insolvenzverwalter wird mit der Durchführung der Zustellungen 

gemäß §§ 23 Abs. 1 S. 2, 21 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, 8 Abs. 3 InsO beauftragt. 
 
6. Der vorläufige Insolvenzverwalter soll gemäß § 22 Abs. 1 InsO 

a) das Vermögen der Antragstellerin sichern und erhalten 
b) ein Unternehmen, das die Antragstellerin betreibt, bis zur Entscheidung über 

die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mit der Antragstellerin fortführen, soweit 
nicht das Insolvenzgericht einer Stilllegung zustimmt, um eine erhebliche 
Verminderung des Vermögens zu vermeiden 

 
7. Der vorläufige Insolvenzverwalter ist berechtigt, die Geschäftsräume der 

Antragstellerin zu betreten; die Antragstellerin hat dem vorläufigen 
Insolvenzverwalter Einsicht in ihre Bücher und Geschäftspapiere zu gestatten. Er 
kann die Herausgabe der Unterlagen an sich verlangen. 

 
8. Der Beschluss vom 06.02.2025 (Gutachtenauftrag) bleibt aufrechterhalten 
 
Gründe 
Die Anordnung der vorläufigen Verwaltung erfolgt auf Antrag des Sachverständigen. 

 
Die Anordnung war notwendig, um bis zur Entscheidung über den Antrag eine für die 
Gläubiger nachteilige Veränderung in der Vermögenslage der Antragstellerin zu 
verhindern. Die Anordnung ist zudem notwendig, um den Betrieb der Antragstellerin 
fortzuführen und zu erhalten. 

 
 
Rechtsmittelbelehrung 
 
Diese Entscheidung kann durch die Antragstellerin mit der sofortigen Beschwerde angefochten werden. 
Darüber hinaus kann, wenn nach Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2015/848 das Fehlen der 
internationalen Zuständigkeit für die Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens gerügt werden soll, die 
sofortige Beschwerde auch von jedem Gläubiger eingelegt werden. 
Sie ist innerhalb einer Notfrist von 2 Wochen bei dem Amtsgericht Hameln, Zehnthof 1, 31785 Hameln 
- govello-1256292281518-000183636 einzulegen. 
Die Frist beginnt mit der Zustellung bzw. mit der Verkündung der Entscheidung. Soweit die Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung erfolgt ist, beginnt sie, sobald nach dem Tage der Veröffentlichung 
zwei weitere Tage verstrichen sind. Erfolgt die öffentliche Bekanntmachung neben der Zustellung ist für 
den Beginn der Frist das frühere Ereignis maßgebend.  
Die Beschwerde kann durch Einreichung einer Beschwerdeschrift bei dem o. g. Gericht eingelegt oder 
auch zu Protokoll der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts erklärt werden, wobei es für die 
Einhaltung der Frist auf den Eingang bei dem o. g. Gericht ankommt. Sie ist von dem Beschwerdeführer 
oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen. Die Beschwerde muss die Bezeichnung des 
angefochtenen Beschlusses sowie die Erklärung enthalten, dass Beschwerde gegen diesen Beschluss 



eingelegt wird. Soll die Entscheidung nur zum Teil angefochten werden, so ist der Umfang der 
Anfechtung zu bezeichnen. 
Die Beschwerde soll begründet werden. 

 
 
 
Dr. Schreiber 
Richter am Amtsgericht 
 
 
Datenschutzhinweis: 
Informationen über Ihre Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über Ihre 
Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte entweder der Homepage des 
Amtsgerichts Hameln unter www.amtsgericht-hameln.niedersachsen.de oder Sie wenden sich direkt 
an das Amtsgericht Hameln - Der Direktor -. 
 
Beglaubigt 
Hameln, den 10.02.2025 
 
 
 
Seliger, Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

http://www.amtsgericht-hameln.niedersachsen.de/

